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Geschäftsordnung  
 

für die Werkleitung des Abwasserzweckverbands Untere Ahr 

 

 

Die Werkleitung des AZV Untere Ahr („AZV“) hat sich die nachstehende Geschäftsordnung für 

die Werkleitung gegeben:   

 

 

§ 1 

Grundsätze 

 

Die Mitglieder der Werkleitung führen die Geschäfte des AZV nach Maßgabe der Gesetze, der 

Verbandsordnung, der Betriebssatzung und dieser Geschäftsordnung. Sie arbeiten mit den 

Organen des AZV zum Wohle des Betriebs vertrauensvoll zusammen. 

 

 

§ 2 

Geschäftsbereiche, Gesamt- und Einzelgeschäftsführung 

 

1. Die Geschäftsbereiche sind aufgeteilt in die kaufmännische Werkleitung und die 

technische Werkleitung. Jeder Werkleiter leitet seinen Geschäftsbereich 

eigenverantwortlich. Die Verteilung der Geschäftsbereiche auf die einzelnen Mitglieder 

der Werkleitung ergibt sich aus dem jeweils aktuellen „Geschäftsverteilungsplan des 

Abwasserzweckverbands untere Ahr“. Die aktuelle Version des 

Geschäftsverteilungsplanes ist dieser Geschäftsordnung als Anlage 1 beigefügt. Das 

dazugehörige aktuelle Organigramm ist als Anlage 2 beigefügt. Die Anlagen sind nicht 

Bestandteil dieser Geschäftsordnung.  

 

2. Die Werkleiter vertreten sich gegenseitig. 

 

3. Die Mitglieder der Werkleitung tragen - ungeachtet ihrer internen Zuständigkeit für die 

ihnen übertragenen Geschäftsbereiche - gemeinsam die Verantwortung für die Leitung 

des Betriebs. Sie arbeiten kollegial zusammen und unterrichten sich gegenseitig 

laufend über wichtige Maßnahmen und Vorgänge in ihren Geschäftsbereichen. 

 

4. In Ihren Geschäftsbereichen können die Werkleiter eigenständig Rechtsgeschäfte bis 

zu der in der Betriebssatzung oder in Einzelermächtigungen festgelegten Höhe 

abschließen. 

 

5. Die Werkleiter beraten und entscheiden grundsätzlich gemeinsam in allen 

Angelegenheiten, in denen der Gesamtbetrieb betroffen ist, insbesondere über: 

 

a) Angelegenheiten, die das Ressort beider Werkleiter betreffen, 

 

b) Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für den AZV, 

 

c) grundlegende Personalentscheidungen zu Einstellungen, Entlassungen, 

Disziplinarmaßnahmen sowie interne Versetzungen, 
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d) sofern ein Werkleiter eine Gesamtentscheidung beantragt. 

 

 

6. Der kaufmännische Werkleiter ist zugleich „erster Werkleiter“ im Sinne des § 4 Abs. 3 

EigAnVO. Insofern ist er in den Fällen des Abs. 5 zur Entscheidung befugt, sofern 

ausnahmsweise keine Einigung erzielt werden kann. 

 

7. Ist ein Werkleiter abwesend, so kann der andere Werkleiter gemeinsam mit dem 

Verbandsvorsteher die Entscheidungen gem. Absatz 5 treffen, sofern die 

Angelegenheit nicht ohne Nachteil für den AZV bis zur Anwesenheit des abwesenden 

Werkleiters aufgeschoben werden kann.  

 

 

§ 3 

Vertretung des AZV 

 

1. Beide Werkleiter vertreten den AZV im Rechtsverkehr uneingeschränkt nach außen. 

Erklärungen, durch welche der AZV verpflichtet werden soll, werden mit Ausnahme der 

Regelung unter Abs. 5 vom jeweils zuständigen Werkleiter unterzeichnet. Im Fall des 

Abs. 5 erfolgt die Unterzeichnung durch beide Werkleiter. 

 

2. In Geschäften der laufenden Betriebsführung können Vertretungs- (Entscheidungs- 

und/oder Zeichnungs-) -befugnisse für genau bezeichnete Aufgabengebiete auch auf 

andere Mitarbeitern übertragen werden. Dazu gehören insbesondere: 

 

a) Die Auftragsbefugnis bis zu einem in einer gesonderten Dienstanweisung 

festgesetzten Betrag m Einzelfall. 

 

b) Die Schlusszeichnung für die Erledigung von Routinetätigkeiten. 

 

c) Die Vergabe von Kontovollmachten zur Durchführung des Zahlungsverkehrs. 

 

3. Die Übertragung der Vertretung- (Entscheidungs- und/oder Zeichnungs-) -befugnis 

wird von den Werkleitern in ihrem Bereich - in stets widerruflicher Weise - durch 

schriftliche Anweisung vorgenommen. 

 

4. Mitarbeiter mit Vertretungs- (Entscheidungs- und/oder Zeichnungs-) -befugnis 

unterzeichnen mit einem Zusatz entsprechend ihrer Befugnis (z.B. „i.A.“). 

 

 

§ 4 

Zustimmung der Verbandsversammlung und des Werkausschusses;  

Berichterstattung 

 

1. Die Werkleitung holt die vorherige Zustimmung des jeweiligen Gremiums in den nach 

Gesetz, nach der Betriebssatzung oder eventuellen Einzelbeschlüssen vorgesehenen 

Fällen ein. 

 

2. Die Werkleitung erstattet dem Werkausschuss und der Verbandsversammlung 

regelmäßig Bericht über den Geschäftsverlauf des. Die Berichterstattung erfolgt durch 

schriftliche Unterlagen bzw. mündlich in den Sitzungen. 
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§ 5 

Inkrafttreten, Geltungsdauer 

 

Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach dem Beschluss der Verbandsversammlung 

in Kraft. 

 

 

Sinzig, 15.05.2023 

 

 

 

 

_______________________ 

Verbandsvorsteher 

 

 

________________________         ___________________________ 

Kaufmännische Werkleitung          Technische Werkleitung 

 

 

 

                


